
 
 
 

Artikel 5  
Änderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes  
Nach § 17 des Gesetzes über den Bundesfreiwilligendienst vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 
687) wird folgender § 18 eingefügt:  
 
„§ 18  
Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug  
(1) Ein Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug liegt vor, wenn die Tätigkeitsbeschrei-
bung eines Einsatzplatzes einen Bezug zur Unterstützung von Asylberechtigten, Personen 
mit Internationalem Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder Asylbewerbern erkennen 
lässt oder wenn ein Asylberechtigter, eine Person mit Internationalem Schutz nach der Richt-
linie 2011/95/EU oder ein Asylbewerber diesen absolviert.  
(2) Freiwillige können einen Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug auch dann als 
Teilzeitbeschäftigung von mehr als 20 Stunden pro Woche leisten, wenn sie abweichend von 
§ 2 Nummer 2 das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.  
(3) Abweichend von § 4 Absatz 3 bis 5 werden Freiwillige, die ihren Dienst auf einem Ein-
satzplatz mit Flüchtlingsbezug leisten, pädagogisch besonders begleitet. Diese Begleitung 
kann außer durch Seminare auch durch andere geeignete Bildungs- und Begleitmaßnahmen 
erfolgen.  
(4) Abweichend von § 6 Absatz 1 können Freiwillige, deren Einsatzplatz einen Flüchtlingsbe-
zug im Sinne von Absatz 1 aufweist, von ihrer anerkannten Einsatzstelle in eine andere ge-
meinwohlorientierte, nicht im Sinne dieses Gesetzes anerkannte Einrichtung mit Flüchtlings-
bezug entsendet werden. Hierzu bedarf es der Zustimmung der oder des zu entsendenden 
Freiwilligen.  
(5) Die Vereinbarung nach § 8 muss bei einem Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug 
auch die Art und den Umfang der nach Absatz 3 vorgesehenen pädagogischen Begleitung 
enthalten.  
(6) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend regelt in Ergänzung 
von § 17 Absatz 3 durch eine Richtlinie den Zuschuss für den Aufwand, der durch die päda-
gogische Begleitung nach Absatz 3 verursacht wird.“ 

 

 

 

 

Begründung zu Artikel 5, Änderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes  

 

Absatz 1 des neuen § 18 definiert den Begriff des Bundesfreiwilligendienstes mit 
Flüchtlings-bezug. Der Begriff „Flüchtlingsbezug“ wird dabei in untechnischem Sinne 
verwendet. Ein-satzplätze haben einen Flüchtlingsbezug, wenn ihre Tätigkeitsbe-
schreibung eine Unterstützung von Asylberechtigten, Personen mit Internationalem 
Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder Asylbewerbern erkennen lässt, z. B. bei 
ihrer Unterbringung und Versorgung, bei der Hilfe bei ihrer gesellschaftlichen Orien-
tierung und Integration und bei der Koordinierung von bürgerschaftlichem Engage-
ment zu ihren Gunsten. Außerdem ist der Flüchtlingsbezug gegeben, wenn der Frei-
willige oder die Freiwillige Asylberechtigter, Person mit Internationalem Schutz nach 
der Richtlinie 2011/95/EU oder Asylbewerber ist.  



Absatz 2 stellt eine Erweiterung von § 2 Nummer 2 dar. Die Möglichkeit eines Teil-
zeit-Bundesfreiwilligendienstes gilt künftig auch für Freiwillige mit Flüchtlingsbezug, 
die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Eine Ausweitung auf diesen Per-
sonenkreis ist not-wendig, um den erhöhten Bedarf an freiwilligem Engagement in 
diesem Bereich gerecht werden zu können und flexibel darauf zu reagieren.  

Die besonderen Bedürfnisse von Freiwilligen mit Flüchtlingsbezug bedingen eine be-
sondere pädagogische Begleitung wie in Absatz 3 Satz 1 vorgesehen. Diese Beglei-
tung soll nicht nur in Form von Seminaren, sondern auch durch andere geeignete 
Bildungs- und Begleitmaß-nahmen erfolgen können (Satz 2). Außerdem ist es unab-
dingbar, im Rahmen des Bundesfreiwilligendienstes mit Flüchtlingsbezug auch den 
Erwerb deutscher Sprachkenntnisse zu fördern.  

Absatz 4 regelt – ergänzend beziehungsweise abweichend zu § 6 – den Einsatzort 
für Frei-willige mit Flüchtlingsbezug. Satz 1 ermöglicht es, dass angesichts der Viel-
zahl von Einsatzmöglichkeiten und einer ausdrücklich gewollten Flexibilität dieses 
Dienstformates die Einsatzstelle und der tatsächliche Einsatzort auseinander fallen 
dürfen. Die Einsatzstelle hat allerdings sicherzustellen, dass es sich bei dem jeweili-
gen Einsatzort um eine gemeinwohl-orientierte und zuverlässige Einrichtung handelt. 
Voraussetzung für die Entsendung in eine andere Einsatzstelle ist die Zustimmung 
der oder des zu entsendenden Freiwilligen (Satz 2).  

Absatz 5 schreibt vor, dass Vereinbarungen zum Bundesfreiwilligendienst mit Flücht-
lingsbezug – ergänzend zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 – im Unterschied zum 
Bundesfreiwilligendienst ohne Flüchtlingsbezug neben oder statt Angaben zur An-
zahl von Seminartagen auch Angaben zur Art und Weise anderer geeigneter päda-
gogischer Bildungs- und Begleitmaßnahmen enthalten müssen. Es handelt sich um 
eine Folgeänderung zu Absatz 3.  

Absatz 6 beinhaltet die Ermächtigungsgrundlage zum Erlass einer Richtlinie durch 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, in der der Zu-
schuss für den Auf-wand geregelt wird, der durch die pädagogische Begleitung nach 
Absatz 3 verursacht wird. Es handelt sich ebenfalls um eine Folgeänderung zu Ab-
satz 3. 

 

 


